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Ihre Anfrage zum geplanten Neubau der Kreisverwaltung im Landkreis Vorpommern-Rü-
gen 

Sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender Kegel 
sehr geehrte Damen und Herren, 

in vorbezeichneter Angelegenheit nehme ich Bezug auf die in der Anfrage gestellten Fragen. 

1. Welche Kosten sind für den Neubau der Kreisverwaltung seit Beginn der Planungen 
bis heute entstanden? Bitte jährlich aufgeschlüsselt sowie getrennt nach Planungs-
leistungen, Architekten- und Ingenieurhonoraren, Gutachten, Grundstücks- und Er-
schließungskosten, Ausschreibungs- und Vergabeverfahren sowie sonstigen projekt-
bezogenen Aufwendungen.  

Gemäß Kreistagsbeschluss 517-23/2023 vom 10. Juli 2023 wurde der Generalplaner mit der 
Planung der Verwaltungszentralisierung als Gesamtmaßnahme beauftragt.  

Die jeweiligen, bereits geleisteten Zahlungen sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. 

 

2. Welche Verträge oder sonstigen finanziellen Verpflichtungen wurden im Zusammen-
hang mit dem Neubau bislang abgeschlossen? Bitte unter Angabe des jeweiligen Ver-
tragsgegenstandes, des Verpflichtungsumfangs und möglicher Kündigungs- oder Aus-
stiegskosten. 

Im Rahmen der Zusammenführung der Kreisverwaltung erfolgte gemäß Kreistagsbeschluss die 
Anmietung des Gebäudes Lindenallee 61. Mit Tauschvertrag vom 11. Mai 2022 wurde die 

Zahlungen in EUR Zahlungen in EUR

Planungsleistungen Bauleistungen

2022 100.654,37

2023 328.524,14

2024 1.709.829,24

2025 1.522.319,72 1.296.414,91

2026 1.188.170,80 2.013.065,56

Gesamt 4.849.498,27 3.309.480,47
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Grundlage für die Sanierung und Erweiterung des Schulcampus des Beruflichen Bildungszent-
rums (RBB) geschaffen, der den Freizug dieses Gebäudes zur Schulwohnheimnutzung beinhal-
tet. Basierend auf der Umsetzung der Inhalte des Tauschvertrages und Schaffung einer moder-
nen, bürgerfreundlichen Verwaltung an einem Standort wurde die Zentralisierung per Kreis-
tagsbeschluss (KT 319-23/2018) beauftragt. 

Gemäß Kreistagsbeschluss wurde der Generalplanervertrag (KT 517-23/2023) mit IPROconsult 
GmbH mit einer Auftragssumme von 5.306.000 EUR für die Planung des Gesamtvorhabens mit 
bereits erfolgten Zahlungen in Höhe von 4.392.000 EUR geschlossen.  

Entsprechend der vertraglichen Regelungen des Generalplanervertrages vom 25. Juli 2023 ste-
hen dem Auftragnehmer auch bei einer vorzeitigen Kündigung durch den Auftraggeber die 
vollumfänglichen Honorarleistungen unabhängig vom Leistungsstand bei Ausspruch der Kündi-
gung zu.  

Des Weiteren wurden Bauverträge mit Grundlage VOB geschlossen, die zwar jederzeit kündbar 
sind, jedoch das Recht des Auftragsnehmers auf Schadensersatzansprüche einschließlich des 
entgangenen Gewinnes beinhalten.  

Alle bislang abgeschlossenen Verträge können der Anlage 1 entnommen werden. 

3. Welche finanziellen Folgen hätte ein sofortiger Projektstopp bzw. eine Verschiebung 
des Bauvorhabens nach aktuellem Stand? Bitte die zu erwartenden Mehrkosten, Ver-
tragsstrafen, Schadensersatzforderungen oder sonstigen finanziellen Belastungen 
gesondert ausweisen.  

Die Kündigung der Verträge würde nicht nur das Erliegen dieses Bauvorhabens, sondern auch 
den Verzicht auf mögliche Fördermittel von rd. 11,4 Mio. EUR bedeuten. Des Weiteren könnte 
das Bauvorhaben Berufsschulcampus nicht fortgeführt werden. Dies würde wiederum Scha-
densersatzansprüche durch Dienstleister und ebenso Rückzahlungen und Verzicht auf Förder-
mittel in Höhe von rd. 53,9 Mio. EUR bedeuten und den Kreishaushalt zusätzlich belasten. 

Des Weiteren könnten die mit Tauschvertrag vom 11. Mai 2022 vertraglich vereinbarten Rück-
gaben der Liegenschaften Heinrich-Heine-Ring 125, Vilmer Weg 1, Marienstraße 1, Schweden-
schanze 26 nicht umgesetzt und somit Schadensersatzansprüche in Millionenhöhe durch die 
Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden.  

Der mittels Kaufvertrag vom 18.08.2022 mit der Hansestadt Stralsund erfolgte Ankauf der Ge-
bäude Platz des Friedens 1,3,5 und 7,9,11 (Kaufpreis: 4.000.000 EUR zuzüglich Grunderwerbs-
nebenkosten in Höhe von 400.000 EUR) sowie der Grundstückstauschvertrag Hansestadt – 
Landkreis V-R vom 11.05.2022 können nicht rückgängig gemacht werden. 

Unwiederbringliche Kosten stellen bei einem Projektstopp die Planungs- und erbrachten Bau-
leistungskosten sowie etwaige Schadensersatzforderungen der Hansestadt Stralsund durch 
Nichterfüllung des Tauschvertrages dar. Des Weiteren belasten Schadensersatzforderungen in 
Höhe von mehreren Millionen durch Kündigung der beauftragten Bauleistungen den Kreishaus-
halt erheblich. 

Weitere haushaltsbelastende Aufwendungen ergeben sie durch Mitteleinplanungen und  -be-
reitstellungen für Bauunterhalt sowie Bewirtschaftung bei verlängerter Nutzung der Gebäude 
Tribseer Damm 1 a sowie der Gebäude gemäß Tauschvertrag (Marienstraße 1, Vilmerweg 1, 
Heinrich-Heine-Ring 125) bei Nichterfüllung dieses Vertrages. 

 

 



 

Seite 3 von 4 
 

4. Welche der bislang entstandenen Aufwendungen wären im Falle eines Projektab-
bruchs endgültig verloren und welche könnten bei einer späteren Fortführung des 
Vorhabens weiterhin genutzt oder angerechnet werden?  

Die unter Punkt 1 genannten Kosten wären unwiederbringlich geleistet. Bei Wiederaufnahme 
nach Verschiebung würden neben den unter Punkt 3 genannten finanziellen Risiken weitere 
Prüfungs- und Planungskosten erforderlich und würden somit die Gesamtkosten erhöhen. Da-
bei zu bedenken wären auch die Erhöhungen durch den jährlich steigenden Baukostenindex.  
Eine exakte Kostendarstellung kann aufgrund der bereits genannten Abhängigkeiten der Bau-
vorhaben „Berufsschulcampus“ und „Verwaltungszentralisierung als Gesamtvorhaben“ nicht 
ausgewiesen werden. 

5. Wie hoch sind die aktuell veranschlagten Gesamtinvestitionskosten des Neubaus ein-
schließlich aller Planungs-, Bau-, Erschließungs-, Ausstattungs- und Nebenkosten?  

Die Baukosten wurden mit einer Höhe von rd. 47,3 Mio. EUR einschließlich Planungs-, Bau-, 
Erschließungs-, Ausstattungs- und Nebenkosten veranschlagt.  

6. Welche Haushaltsmittel sind für das Bauvorhaben in den Jahren 2026 bis 2029 einge-
plant und in welcher Höhe könnten diese Mittel bei einer Verschiebung oder Ausset-
zung des Projekts jeweils kurzfristig zur Entlastung des Kreishaushaltes eingesetzt 
werden?  

Es handelt sich um ein Investitionsvorhaben, das durch Kredite als Eigenanteil und Fördermit-
teln finanziert wird. Für das Bauvorhaben wurden für den Zeitraum 2026 – 2029 rd. 40,4 Mio. 
EUR geplant. 

Aufgrund der Zweckbindung bei Kreditmittelzusagen kann keine anderweitige Nutzung und so-
mit Entlastung des Haushaltes erfolgen.  

Eine Verschiebung oder die Aussetzung des Bauvorhabens zöge keine Entlastungen des Kreis-
haushaltes nach sich, sondern würde durch Steigerung der allgemeinen Baukosten und zusätz-
lichen Bearbeitungsaufwand sowie zu erwartende Schadensersatzforderungen zu höheren Auf-
wendungen bei Baufortsetzung führen. Zudem kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht gewähr-
leistet werden, dass bei Baufortsetzung Kreditzusagen mit gleichen oder günstigeren Konditio-
nen oder geeignete Fördermittel genutzt bzw. zugesichert werden können. 

Ferner gelten die in Frage 7 dargestellten Ausführungen. 

7. Welche finanziellen Auswirkungen hätte eine Verschiebung des Projekts um ein, zwei 
bzw. drei Jahre auf die Gesamtkosten des Vorhabens? 

Neben der bereits genannten finanziellen Erhöhungen bzw. Fördermittelverlusten ergeben 
sich erhebliche, aber nicht bezifferbare Mehraufwendungen durch: 

- Schadensersatzforderung der Hansestadt Stralsund bei Nichteinhaltung des Grund-
stückstauschvertrages vom 11.05.2022  

- Verzicht auf Kauferlös Gebäude Tribseer Damm 1 a 
- Erhöhte Bauunterhaltsaufwendungen durch Instandhaltungsmaßnahmen und 
- erhöhte Kosten durch verlängerten Zeitraum der Bewirtschaftung 
- Verzicht auf Energieeinsparungen für die Zeit der Verschiebung 
- Kosten zur Anmietung von geeigneten Gebäuden zur Auslagerung bei termingerechter 

Rückgabe der Gebäude gemäß Tauschvertrag 
- Umzugskosten 

Abschließend kann festgestellt werden, dass durch Nichtumsetzung des Bauvorhabens Verwal-
tungszentralisierung die geplanten Einsparungen durch Unterhaltung der bestehenden Ge-
bäude bei Dezentralisierung der Verwaltung des Landkreises, die geplanten Einsparungen 
durch geringere Unterhaltskosten, Energieeinsparungen und Modernisierung nicht umgesetzt 
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werden können, sondern eine weitere Belastung des Kreishaushaltes durch hohe Sanierungs-
kosten der Bestandsgebäude und Schadensersatzforderungen erfolgt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

i. V. 

Dr. Stefan Kerth 
Landrat 




